
Das Endspiel
Schmutzige Tricks im Parlament und Initianten, die sich 
in letzter Minute mit Nestlé einigen: Wie um die Konzern-
verantwortung gerungen wird. Bis zum allerletzten Moment.
Eine Recherche von Dennis Bühler und Carlos Hanimann, 04.06.2020

Es schien ein unverfängliches Anliegen, wofür im Frühling 2015 eine Al-
lianz von Nichtregierungsorganisationen, Parteien und kirchlichen Krei-
sen Unterschri«en sammelte: –Für verantwortungsvolle Unternehmen-
 » zum Schutz von Mensch und Umweltb. EineinhalJ pahre sDäter kam 
die Konzernverantwortungsinitiative zustande: ’ie Initiantinnen reichten 
rund 120G000 gültige Unterschri«en ein.

’ann Jegann im Parlament ein Seilziehen von schier eDischem Ausmass.

Bundesrat und Parlament lehnten die Initiative aJ, Nationalrätinnen ver-
schiedener Parteien Jrüteten zwei pahre lang einen öegenvorschlag aus, 
dreimal tagte der Nationalrat dazu, dreimal der Ständerat, pustizministerin 
Karin Keller-Sutter zauJerte DlZtzlich und zu einem ungewZhnlichen Reit-
Dunkt einen eigenen öegenvorschlag aus der Tasche, F’P-Ständerat Vuedi 
Noser erwirkte eine Certagung der ’eJatte Jis nach den Parlamentswahlen, 
in der wegen Üorona aJgeJrochenen Frühlingssession kam wieder keine 
Einigung zustande. ’ann sah es während Wochen so aus, als setzten sich 
die in BundesJern gut vernetzten Wirtscha«sverJände durch, welche die 
Konzernverantwortungsinitiative aJlehnen und ihr einen auf Keller-Sutter 
zurückgehenden laschen öegenvorschlag vorziehen.

öut fünf pahre nachdem die Initiative lanciert wurde, ist der Ausgang des 
Seilziehens nun aJer wieder vollkommen oÖen. jJerraschend und Juch-
stäJlich in letzter Minute nämlich lancierte der weltgrZsste Nahrungs-
mittelkonzern Nestlé gestern Morgen einen eigenen öegenvorschlag. ’as 
zeigen Vecherchen der VeDuJlik. ’er Corstoss hat im Parlament gute 
Ühancen. Umso mehr, als sich das Initiativkomitee gestern Nachmittag 
nach mehrstündigen ’iskussionen Jereit erklärte, seine Initiative zurück-
zuziehen, sofern der neue öegenvorschlag Jis zum Ende der Beratungen 
Bestand hat. ’as Jestätigen die Initianten auf Anfrage der VeDuJlik.

’ie der ?Öentlichkeit Jis Oetzt verJorgenen Corgänge der letzten Stunden 
und Wochen werfen ein Schlaglicht auf die Mechanik der Schweizer Politik.

Es stellen sich gleich mehrere Fragen: öeht es mit rechten ’ingen zu und 
her, wenn Parteien nicht ihre mit dem ’ossier am Jesten vertrauten Cer-
treterinnen in die Hnale Einigungskonferenz schicken, sondern Politiker, 
deren AJstimmungsverhalten sich leichter kontrollieren lässt4 Und ist es 
aus demokratietheoretischer Warte in 3rdnung, wenn sich ein internatio-
nal oDerierender örosskonzern im allerletzten Moment diskret in einen 
öesetzgeJungsDrozess einmischt » und ihm nach Oahrelanger ’iskussion 
womZglich eine entscheidende Wendung giJt4
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Letzte Chance: Einigungskonferenz
xeute Nachmittag, 6. puni, werden sich 19 National- und 19 Ständeräte in 
einem Sitzungszimmer der Berne7Do treÖen, um üJer den weiteren Um-
gang mit der Konzernverantwortungsinitiative zu verhandeln.

’ie 2L Parlamentarier Jilden die sogenannte Einigungskonferenz, die im-
mer dann eingesetzt wird, wenn National- und Ständerat ihre ’iÖeren-
zen auch nach dreimaligem xin und xer nicht Jereinigen kZnnen. ’a-
mit soll verhindert werden, was JeisDielsweise 1y9( Jei der Vevision des 
StrafgesetzJuches geschah: dass die Väte 1L Mal üJer ein öesetz Jeraten.

Für die Sitzung der Einigungskonferenz ist eine Stunde eingeDlant. ’ann 
stimmen die Parlamentarierinnen aJ, welcher öegenvorschlag den Jeiden 
Väten zur Hnalen AJstimmung vorgelegt wird. Nachdem sowohl National- 
als auch Ständerat die Colksinitiative aJgelehnt haJen, stehen nun noch 
zwei Jekannte Alternativen zur Wahl » Dlus der gestern lancierte neue Cor-
schlag:

» der indirekte Gegenvorschlag des Nationalrats: Er ist die Wunsch-
oDtion der Initianten, weil er ihre Anliegen aufnimmt und in ein öe-
setz giesst, wenn auch in aJgemilderter Form. Schon vor zwei pahren 
kündigten sie an, Jei einer Annahme dieses öegenvorschlags ihre In-
itiative zurückzuziehen, vor allem, weil die Konzernha«ung so deutlich 
rascher umgesetzt werden kZnnte. ’er öegenvorschlag ist Jreit aJge-
stützt, an seiner AusarJeitung wirkten SCP-Nationalrat xans-Ueli Cogt 
und F’P-Nationalrätin Ührista Markwalder massgeJlich mit.

» der indirekte Gegenvorschlag des Ständerats: Er ist die Wunsch-
oDtion der Konzerne, weil er als zahnlos gilt und keine neuen xa«ungs-
regeln Jeinhaltet. Er entstand als Veaktion auf die grosse BelieJtheit 
des nationalrätlichen öegenvorschlags und wurde von F’P-Bundes-
rätin Karin Keller-Sutter im vergangenen August aus dem xut gezau-
Jert. Wie die W3R im März gestützt auf interne Mails enthüllte, geht er 
auf einen Corschlag des )oJJQverJands Swiss xoldings zurück.

» der Last-minute-Vorschlag von Nestlé: Er ähnelt der nationalrätlichen 
Cariante, unterscheidet sich gemäss Vecherchen der VeDuJlik aJer in 
einem wichtigen Punkt » der Frage der Beweislast.

Sowohl die Initiative als auch der öegenvorschlag des Nationalrats verlan-
gen, dass zwar die geschädigte Person nachweisen muss, widerrechtlich 
einen Schaden erlitten zu haJen, für den der Konzern oder eine von ihm 
kontrollierte TochterHrma verantwortlich ist. öelingt dies der geschädigten 
Person, geht die Beweislast aJer an den Konzern üJer: ’ann muss er den 
Nachweis erJringen, dass er seine Cerantwortung gegenüJer der Tochter-
Hrma wahrgenommen hat, also alle nZtigen Instruktionen und Kontrollen 
durchführte.

International oDerierende Unternehmen stZren sich an diesem Passus, seit 
es die Konzernverantwortungsinitiative giJt. –Für die Firma gilt nicht mehr 
die Unschuldsvermutung, sie ist schuldig Jis zum Beweis des öegenteilsb, 
kritisierte etwa der Präsident von Swiss xoldings 201L.

’er )ast-minute-Corschlag von Nestlé kommt den Unternehmen nun ge-
nau in diesem Punkt entgegen: Mit ihm läge die Beweislast nicht mehr au-
tomatisch Jei der Firma. Stattdessen würde das verhandelnde öericht im 
Einzelfall entscheiden, oJ der Konzern seine Unschuld oder der Kläger des-
sen Schuld zu Jeweisen haJe.
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Wie sich die Volksinitiative und die beiden im Parlament bereits 
diskutierten Gegenvorschläge im Detail unterscheiden
– Volksinitiative: Sie  verlangt  von  Konzernen  mit  Sitz  oder  Haupt-

niederlassung in der Schweiz, weltweit Menschenrechte zu respektie-
ren und Umweltstandards einzuhalten. Konkret müssten sie Risiken für 
Mensch und Umwelt in ihren Geschäftstätigkeiten mit einer sogenann-
ten Sorgfaltsprüfung identifizieren, Massnahmen dagegen ergreifen und 
öffentlich darüber berichten. Betroffene könnten in der Schweiz vor ei-
nem Zivilgericht auf Schadenersatz klagen. Haften sollen Konzerne ge-
mäss Initiativtext für Tochterunternehmen und für «wirtschaftlich kon-
trollierte» Zulieferer. Betroffen wären grundsätzlich alle Unternehmen, 
wobei bei der Regelung der Sorgfaltsprüfungspflicht Rücksicht auf KMU 
zu nehmen wäre, die wenige solche Risiken aufweisen.

– Gegenvorschlag des Nationalrats: Er übernimmt das Grundkonzept der 
Initiative, schränkt es aber stark ein. So sollen nur Grossunternehmen 
mit Sitz in der Schweiz betroffen sein,  die im Jahresdurchschnitt 
500 Vollzeitstellen anbieten und einen Umsatzerlös von über 80 Mil-
lionen Franken erzielen. Zudem sollen sie nur für Tochterunternehmen, 
nicht aber für sämtliche Lieferanten haften. Ferner gälte die Konzern-
haftung nur bei gravierenden Fällen, etwa wenn Schäden an Leib und 
Leben oder Eigentum entstanden sind. 

– Gegenvorschlag des Ständerats: Er will, dass Grossunternehmen mit 
Sitz in der Schweiz zu ihrem Umgang mit Menschenrechten, Umwelt und 
Korruption Berichte verfassen. Davon betroffen wären nach Schätzun-
gen rund 250 bis 400 Unternehmen. Sorgfaltsprüfungen hingegen wä-
ren nur für den Umgang mit Kinderarbeit und mit Konfliktmineralien 
vorgesehen. Auf Haftungsregeln verzichtet der ständerätliche Gegen-
vorschlag. Er beruht somit «auf der Idee von Sanktionen durch den Markt 
statt durch Richter», wie die NZZ schrieb.

’ie Einigungskonferenz entscheidet heute Nachmittag also zwischen drei 
Corschlägen und zwei Interessen: Oenem der Initianten und Oenem der Kon-
zerne. ’ie AJstimmung ist heiss umkämD« und dür«e hauchdünn ausfal-
len. ’eshalJ stieg im Corfeld der eigentlich schon während der Märzsessi-
on geDlanten, wegen des Üoronavirus aJer verschoJenen Sitzung der ’ruck 
auf die Fraktionen, dass sie die richtigen )eute schicken.

Das geplante abgekartete Spiel
’ie Einigungskonferenz wird zu gleichen Teilen aus National- und Stände-
rätinnen zusammengesetzt. ’as heisst, teilnehmen werden alle 19 Mit-
glieder der Vechtskommission des Ständerats und 19 ausgewählte Mit-
glieder der Kommission des Nationalrats Yaufgeteilt nach Fraktionsstärke8. 
’er Corschlag, der mindestens 16 Stimmen holt, gewinnt. Bei öleichstand 
Y19:198 entscheidet die Präsidentin, in diesem Fall die öenfer SP-National-
rätin )aurence Fehlmann Vielle.

Runächst schienen die Ühancen für den nationalrätlichen öegenvorschlag 
intakt. 19 Stimmen würden genügen, den Stichentscheid der linken Präsi-
dentin wusste man auf sicher.

’ie Krä«everhältnisse der Ständeratsdelegation sind aufgrund Jisheriger 
AJstimmungen und ParteizugehZrigkeiten aJsehJar. L der 19 Certreter 
würden für den öegenvorschlag des Nationalrats stimmen: die drei Sozial-
demokraten ’aniel positsch, Ühristian )evrat und Üarlo Sommaruga, die 
Jeiden örünen )isa Mazzone und Üéline Cara sowie ÜCP-Politiker Stefan 
Engler. ’amit wären noch ( von 19 Nationalrätinnen nZtig, um dem gri -
geren öegenvorschlag zum Erfolg zu verhelfen.
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SP, örüne und ö)P dürfen 5 Nationalrätinnen in die Einigungskonferenz 
entsenden. Fehlen noch 2 Stimmen. ’iese kZnnten zum BeisDiel von 
Bürgerlichen kommen, die sich schon für den nationalrätlichen öegen-
vorschlag ausgesDrochen hatten: etwa xans-Ueli Cogt YSCP8 und Ührista 
Markwalder YF’P8, die den öegenvorschlag massgeJlich mitgestaltet hat-
ten, weil sie üJerzeugt sind, dass öegenvorschläge nur sinnvoll sind, wenn 
sie von den Initiantinnen akzeDtiert sind.

’och dann Jegann hinter den Kulissen eine Veihe von undurchsichtigen 
ManZvern.

Verdiente Politiker ausgebootet
Cogt und Markwalder wurde die Teilnahme an der Einigungskonferenz 
von ihren Oeweiligen Fraktionen untersagt, wie mehrere uellen der VeDu-
Jlik Jestätigen. öeschickt werden stattdessen andere Nationalräte, die für 
den Jei den Konzernen JelieJten ständerätlichen öegenvorschlag stimmen 
werden. Entschieden haJen das die Oeweiligen ’elegationsleiter in AJsDra-
che mit der Fraktionsleitung.

Schon im März sagte SCP-’elegationsleiter Pirmin Schwander der VeDu-
Jlik, man sei zwar –froh um den ’enker Cogtb, aJer die Fraktion haJe im-
mer gesagt, dass sie gar keinen öegenvorschlag wolle. ’as ziehe sie durch. 
Man werde deshalJ nicht Cogt in die Einigung schicken, der dem national-
rätlichen öegenvorschlag zum ’urchJruch verhelfen kZnnte.

Noch Jrisanter gestaltet sich der Fall Jei der F’P. ’ie freisinnige ’elegati-
on wird nämlich von Ührista Markwalder angeführt. Sie ist seit sechzehn 
pahren Mitglied der Vechtskommission, von der sie auch CizeDräsidentin 
ist, und in ihrer Partei federführend im ’ossier. Cor allem aJer leitet sie 
die 6 F’P-Politiker in der Vechtskommission als ’elegationsleiterin an » 
sie entscheidet also, wen die F’P an die Einigungskonferenz schickt. öinge 
alles mit rechten ’ingen zu, würde Markwalder selJst daran teilnehmen.

’och dazu kommt es nicht. Im März liess Markwalder die drei mit ihr in 
der Vechtskommission Dolitisierenden Parteikollegen darüJer aJstimmen, 
wen die F’P in die Einigungskonferenz schicken soll. ’ie Kollegen Joote-
ten sie aus. ’ie ’elegationsleiterin darf nicht an der Sitzung teilnehmen, 
weil sie » anders als die F’P-Fraktion » nicht die Interessen der Konzerne 
vertritt. ’er Entscheid war eindeutig: 9 gegen 1, die Neulinge gegen die Er-
fahrene. Ein AÖront für Markwalder.

In den zweieinhalJ Pandemie-Monaten sind die Parteien nicht von ihren 
Plänen aJgerückt. Schwander lässt sich von den xardlinern ves Nideg-
ger, BarJara Steinemann und Mauro Tuena Jegleiten statt von Cogt, der 
sich während pahren als ’ossierverantwortlicher der SCP um die Konzern-
verantwortungsinitiative gekümmert hat. Und für die F’P nimmt nicht 
Markwalder in der Einigungskonferenz Einsitz, sondern Ühristian )üscher 
und ’aniela SchneeJerger. ’as Jestätigt die Sekretärin der Kommission für 
Vechtsfragen auf Anfrage der VeDuJlik.

Nestlé tritt auf den Plan
’amit schien klar, wie das ErgeJnis der Einigungskonferenz ausfällt: Eine 
knaDDe Mehrheit würde sich für den öegenvorschlag des Ständerats aus-
sDrechen, für den Corschlag ohne xa«ungsregeln, für den Corschlag im 
Sinn der Konzerne.
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’och dann griÖ Nestlé ins öeschehen ein. Weil sich der Westschwei-
zer Multi Sorgen macht, dass sich Colk und Stände am 2y. NovemJer für 
die Konzernverantwortungsinitiative aussDrechen kZnnten, wenn sie ohne 
oder Jloss mit laschem öegenvorschlag an die Urne gelangt4 Eine von den 
Initianten in Au«rag gegeJene aktuelle Umfrage Jesagt, dass sich zurzeit 
(  Prozent vorstellen kZnnen, pa zu stimmen. 3der weil ein echtes Um-
denken eingesetzt hat, nachdem Anfang Mai die FZderation der Schwei-
zerischen Nahrungsmittel-Industrien YFial8 ins )ager Oener gewechselt hat-
te, die einen gri gen öegenvorschlag wollen4 Im Fial-Corstand sitzt der 
Schweiz-Ühef von Nestlé gemeinsam mit Certretern von Emmi, Migros und 
ÜooD.

jJer die öründe lässt sich Jloss sDekulieren.

pedenfalls Jat der Westschweizer Multi gestern Morgen Certreterinnen 
des Initiativkomitees, zu einem neuen KomDromissvorschlag Stellung zu 
Jeziehen. Nach stundenlangen internen ’iskussionen einigten sich die 
Initiantinnen, ihren öegnern einen letzten Schritt entgegenzukommen. 
Schri«lich teilten sie Nestlé mit, ihre Initiative zurückzuziehen, sollte der 
öegenvorschlag in der Einigungskonferenz und danach auch im National- 
und im Ständerat eine Mehrheit Hnden.

’amit veränderte sich die Ausgangslage. Mit dem Einverständnis der In-
itianten hausierten Nestlé-)oJJQisten gestern Jis in die sDäten AJend-
stunden Jei Teilnehmern der Einigungskonferenz, die eigentlich dem la-
schen ständerätlichen öegenvorschlag zustimmen wollten.

’ie Frage, oJ die BearJeitungsversuche von Erfolg gekrZnt gewesen sind, ist 
oÖen » die Antwort wird man heute AJend erfahren, wenn die Einigungs-
konferenz ihren Entscheid Jekannt giJt. ’en allermeisten National- und 
Ständeräten dür«e ein Meinungsumschwung schwerfallen, haJen sie sich 
in den letzten pahren doch allesamt Jereits ZÖentlich gegen einen einiger-
massen gri gen öegenvorschlag ausgesDrochen: im Parlament, auf Podi-
en, in Interviews oder in öastJeiträgen für Reitungen.

Brisant  ist  die  Frage  nicht  Jloss  im  xinJlick  auf  die  Konzern-
verantwortungsinitiative. Sie lässt sich nämlich auch in einem grZsse-
ren Rusammenhang sehen: Cerfügt ein international oDerierendes Unter-
nehmen tatsächlich üJer die Macht, ein öesetzgeJungsverfahren im aller-
letzten Moment noch zu seinen öunsten zu verändern4
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